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Vorbemerkung  
 
Der Grundschulverband begrüßt die Gelegenheit zur Stellungnahme zum vorliegen-
den Gesetz- und Verordnungsentwurf. Das grundsätzliche Anliegen, mehr Chancen-
gerechtigkeit durch frühzeitige vorschulische Förderung zu erreichen, teilt der Grund-
schulverband ausdrücklich. Es ist richtig und notwendig, dass ein zentrales bildungs-
politisches Problem endlich systematisch in den Fokus gerückt wird.  
  
Dem Entwurf scheinen vorwiegend verwaltungsrechtliche und organisatorische Lö-
sungsansätze zugrunde zu liegen, die ein zentrales bildungspolitisches Problem nicht 
strukturell, sondern vor allem bürokratisch bearbeiten. Der Fokus richtet sich damit 
insbesondere auf Fragen der administrativen Umsetzbarkeit, während die entschei-
dende pädagogische Perspektive in den Hintergrund gerät: Was brauchen Kinder – 
und wie lernen Kinder?  
 
Der Grundschulverband teilt in diesem Zusammenhang die wesentlichen Kritikpunkte 
der Stellungnahmen des VBE NRW und der GEW NRW. Grundlage unserer Stellung-
nahme sind zudem unsere Positionen zur inklusiven Bildung, zum Schulanfang, zur 
Zusammenarbeit von Kita und Grundschule, zur Mehrsprachigkeit sowie zum Ganz-
tag.  
 
 
1. Bewertung im Hinblick auf Organisation und Administration 
 
1.1 Vorgezogener Anmeldestichtag  

Der Grundschulverband begrüßt die Vorverlegung des Schulanmeldestichtages auf 
den 31. März des Vorjahres! Dies gilt erstmals für Kinder, die zum 1. August 2029 
eingeschult werden (Anmeldung bis März 2028). Für alle früher einzuschulenden Kin-
der bleibt es beim bisherigen Stichtag Mitte November.  
  

Þ Die Vorverlegung bietet eine wichtige Chance, die der Gesetzentwurf bisher 
nicht ausreichend nutzt. 

Þ Die dadurch gewonnene Zeit von mehreren Monaten könnte gezielt für eine 
qualitativ hochwertige Übergangsgestaltung eingesetzt werden – für frühzeitige 
Gespräche mit Kitas und Familien, für gemeinsame kindorientierte Bildungspla-
nung und für die frühzeitige Identifikation von Unterstützungsbedarfen.  

Þ Ein vorgezogener Anmeldetermin bedeutet einen vorgezogenen Beginn des 
Übergangsprozesses – dieser Impuls muss pädagogisch genutzt werden!   
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1.2 Verbindlichkeit  

Verbindliche Teilnahme an vorschulischen Förderangeboten ist grundsätzlich richtig: 
Kinder, die von Förderung am meisten profitieren würden, werden ohne Verbindlichkeit 
häufig nicht erreicht.  

Þ Vorrangiges Ziel, gerade in Ballungsgebieten muss sein, ausreichend viele Kita-
Plätze in Wohnortnähe zu schaffen, um allen Kindern frühzeitig Teilhabe an qua-
litativ hochwertigen Bildungsangeboten zu ermöglichen und Barrieren möglichst 
gering zu halten!   

Offen bleibt, wie die Verbindlichkeit in der Praxis umgesetzt wird, welche Konsequen-
zen bei Nichtteilnahme realistisch greifen.   

  
Der Grundschulverband nimmt zur Kenntnis, dass Schulträgern und Schulen bei der 
Gestaltung der ABC-Klassen ein gewisser Spielraum eingeräumt wird. Dieser Spiel-
raum folgt aber organisatorischen Interessen und Kosten-Nutzen-Rechnungen und 
lässt die Zielsetzung, Sprache unter lernförderlichen Bedingungen zu erwerben weit-
gehend außer Acht.   

Þ Das Modell „zweimal zwei Stunden pro Woche“ ist als einzige oder verbindliche 
Grundform nicht ausreichend. Für eine wirksame Sprachförderung brauchen 
Kinder kontinuierliche, alltagsintegrierte Lernangebote!  

Þ Der Grundschulverband empfiehlt, im Gesetz ausdrücklich flexiblere Modelle 
zuzulassen, z. B. ein zusammenhängendes Format von viermal wöchentlich 
oder eine engere Anbindung an den Kita-Alltag. Schulträger müssen die orga-
nisatorische Möglichkeit erhalten, solche Alternativen umzusetzen!  

Þ Ein „DrehTür-Modell“, bei dem Kinder aus Kitas tageweise in die Grundschule 
wechseln und dort gemeinsam mit älteren Schülerinnen und Schülern lernen, 
wäre eine pädagogisch sinnvolle Alternative!   

  
Insbesondere in Ballungsräumen ist davon auszugehen, dass an einzelnen Standor-
ten eine hohe Zahl von Kindern mit erheblichem Sprachförderbedarf aufeinandertref-
fen wird. Daraus ergeben sich zentrale Fragen, die der Gesetzentwurf bislang unbe-
antwortet lässt:  

Þ Nach welchen Kriterien sollen ABC-Klassen gebildet werden?  
Þ Sollen Kinder aus unterschiedlichen Kitas zusammengeführt und gegebenen-

falls über größere Entfernungen befördert werden?  
Þ Unter welchen personellen, räumlichen und pädagogischen Bedingungen kann 

bei großen Gruppen überhaupt noch eine qualitativ wirksame Sprachförderung 
gewährleistet werden?“  
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1.3 Standardisierte digitale Screenings  
 
Þ Die Feststellung des Sprachstands durch ein rein digitales Screeningtool ist pä-

dagogisch und entwicklungspsychologisch kritisch zu sehen und nicht für alle 
Kinder passend.  

Þ Vor allem müssen diese Verfahren so angelegt sein, dass sie die sprachlichen 
Kompetenzen mehrsprachig aufwachsender Kinder erfassen und in der Fest-
stellung des Sprachentwicklungsstandes berücksichtigen.  

Þ Diagnostik in diesem Alter muss beziehungsbasiert, ganzheitlich und durch aus-
gebildete Fachkräfte durchgeführt werden.  

 
 
1.4 Dreijährige Schuleingangsphase per Vorabentscheidung  

Die durch die AO-GS-Änderungsverordnung (§ 2 Absatz 4) neu eingeführte Möglich-
keit, bereits im Aufnahmeverfahren – vor dem ersten Schultag – zu entscheiden, dass 
ein Kind die Schuleingangsphase in drei Jahren durchläuft, ist aus Sicht des Grund-
schulverbandes kritisch zu bewerten!  

Diese Regelung verschiebt eine weitreichende Bildungsentscheidung in eine Phase, 
in der das Kind weder schulisch begleitet noch in seinem Lern- und Entwicklungspo-
tenzial unter realen schulischen Bedingungen beobachtet wurde. Damit wird eine frühe 
Kategorisierung auf Basis punktueller diagnostischer Eindrücke institutionalisiert, die 
de facto den Charakter einer Vorfestlegung auf einen verlängerten Bildungsweg trägt.   
Der Grundschulverband warnt vor den systemischen Folgen der Regelung:  

Es besteht die Gefahr einer frühen Separation von Kindern in vermeintlich homogene 
Lerngruppen, noch bevor gemeinsames Lernen beginnen kann. Damit würde ein Me-
chanismus gestärkt, der Kinder aus dem gemeinsamen Bildungssystem heraus in ge-
trennte Lernwege führt. Zugleich birgt dies erhebliche Risiken der Stigmatisierung. Kin-
der erhalten faktisch einen Sonderstatus, der ihre Bildungsbiografie frühzeitig festlegt 
und verengt. Anstelle gemeinsamer Entwicklungsbegleitung entsteht so die Gefahr ei-
nes parallelisierten Systems frühzeitiger Bildungszuweisungen innerhalb der Grund-
schule.  

Zwar eröffnet die Regelung formal die Möglichkeit einer fünfjährigen Grundschulzeit 
und damit eine Flexibilisierung der Verweildauer, die der Grundschulverband grund-
sätzlich begrüßt. Kritisch ist jedoch, dass diese Flexibilisierung über ein Modell erfolgt, 
das potenziell separierende Strukturen innerhalb der Eingangsstufe begünstigt, statt 
gemeinsame Lernsettings systematisch zu stärken.  
  

Þ Vor diesem Hintergrund fordert der Grundschulverband die Überarbeitung von 
§ 2 Absatz 4 der AO-GS-Änderungsverordnung und spricht sich für eine Wei-
terentwicklung der Schuleingangsphase aus, die Flexibilisierung und individu-
elle Förderung konsequent innerhalb gemeinsamer, jahrgangsübergreifender 
und inklusiver Lernarrangements organisiert und so die Schulrechtsänderung 
einen Schulentwicklungsprozess anstoßen kann!  
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2. Bewertung aus pädagogischer Sicht  
 
2.1 Ganzheitliche Bildung und Stärkenorientierung statt Defizitfokus  

Der Begriff und das Konzept "ABC-Klassen" greifen deutlich zu kurz und stigmatisieren 
Kinder, für die es im Bildungssystem weder rechtzeitig Platz noch ausreichende Un-
terstützung gibt. Qualitativ hochwertige Bildung braucht Ressourcen und das abge-
stimmte Handeln der Ministerien, damit vor Ort gerechtere Startbedingungen geschaf-
fen werden können!  
  

Þ Kinder, die mehrsprachig aufgewachsen sind oder in einem anderen sprachli-
chen Kontext sozialisiert wurden, sind nicht defizitär – sie bringen wertvolle 
sprachliche und kulturelle Ressourcen mit!  

Þ Wissenschaftliche Studien belegen, dass separierende Bildungsangebote sozi-
ale Ausgrenzung begünstigen, die Gelegenheiten zum Erwerb der Umgebungs-
sprache Deutsch reduzieren und nicht zu verbesserten Bildungsergebnissen 
führen!  

 
 
2.2 Sprachbildung braucht Beziehung, Alltag und Zeit  

Kinder erwerben Sprache nicht durch isolierte Übungseinheiten, sondern durch Spre-
chen, Handeln und Erleben in Beziehungen, im gemeinsamen Spiel und in alltagsin-
tegrierten Situationen. Sprachförderung braucht Bindung, Kontinuität und soziale Ein-
bettung! 
  
Vor diesem Hintergrund erscheint ein Konzept, das Kinder zweimal wöchentlich für je 
zwei Stunden aus ihrer Kita herauslöst und in separaten Fördersettings zu unterrich-
ten, pädagogisch nicht zielführend. Zusätzlicher Stress durch Bustransporte durch 
große, unübersichtliche Schulgebäude belastet Vier- und Fünfjährige erheblich und 
mindert die Konzentrations- und Lernfähigkeit.  

Þ Der Grundschulverband fordert, flexiblere Umsetzungsmodelle zu ermöglichen, 
die eine alltagsintegrierte Sprachbildung in vertrauter Umgebung gewährleis-
ten.  

Þ Ein verbindliches Kindergartenjahr mit verstärkten Ressourcen für Sprachför-
derung in der Kita wäre eine wirksamere und kindgemäßere Alternative!  

 
 
2.3 Kita und Grundschule als gemeinsame Bildungspartner  

Der Übergang von der Kita in die Grundschule ist keine Schnittstelle, sondern eine 
Nahtstelle. Frühzeitiger Kontakt zu den Kindern – ermöglicht durch den vorgezogenen 
Anmeldestichtag – ist sinnvoll und richtig. Eine gute Übergangsgestaltung sieht jedoch 
anders aus als Bustransporte zu zwei wöchentlichen Vorkursterminen.  

Þ Die gewonnene Zeit sollte genutzt werden, um Gespräche mit Familien frühzei-
tig zu führen, gemeinsame Bildungsplanung zwischen Kita und Grundschule zu 
ermöglichen und Kinder schrittweise mit vertrauten Personen an die Grund-
schule heranzuführen!  
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Þ Erzieherinnen und Erzieher sind Expertinnen und Experten für frühkindliche 
Entwicklung – ihre Kompetenz zu übergehen und die Förderung ausschließlich 
an Schulen anzudocken, ist das falsche Signal!  

Þ Die bestehenden und auszuweitenden Kooperationsstrukturen zwischen Kitas 
und Grundschulen, benötigen ausreichende, institutionell verankerte Zeitres-
sourcen. Ein Teil der für die ABC-Klassen vorgesehenen Mittel sollte vorrangig 
in diese Vernetzung investiert werden!  

 
 
2.4 Jahrgangsübergreifendes Lernen  

Der Gesetzentwurf enthält kein Signal für die jahrgangsübergreifende Gestaltung der 
Schuleingangsphase. Dies ist eine gravierend verpasste Schulentwicklungschance. In 
altersgemischten Lerngruppen haben Kinder mit geringeren Deutschkenntnissen 
sprachliche Vorbilder, lernen in authentischen Kommunikationssituationen und werden 
nicht separiert, sondern einbezogen.  
  

Þ Der Grundschulverband fordert, die jahrgangsübergreifende Schuleingangs-
phase im Gesetz ausdrücklich als bevorzugtes Modell zu benennen und Im-
pulse zu setzen, die Schulen bei der Umstrukturierung hin zum jahrgangsüber-
greifenden Lernen unterstützen!  

  
 
3. Zusammenfassung: Forderungen des Grundschulverbandes  
 
Wir unterstützen das grundsätzliche Ziel und fordern eine kindgemäßere, pädagogisch 
tragfähigere Ausgestaltung:  
 

• Die gewonnene Zeit durch den vorgezogenen Anmeldestichtag (ab März 2028 
für Schuljahr 2029/30) pädagogisch nutzen – Frühzeitige Übergangsgestaltung, 
Kita-Kooperation und Familiengespräche ermöglichen!  

• Verbindliche Mindeststandards für Inhalt, Personal und Räumlichkeiten der Vor-
kurse im Gesetz verankern!  

• Flexible Umsetzungsmodelle ausdrücklich zulassen – Schulträger müssen or-
ganisatorisch andere Wege gehen dürfen (z. B. DrehTür-Modell, intensive 
Blockformate)!  

• Auf rein digitale Screening-Verfahren verzichten – Beziehungsbasierte, ganz-
heitliche Diagnostik durch qualifizierte Fachkräfte einsetzen!  

• § 2 Absatz 4 der AO-GS-Änderungsverordnung überarbeiten – Keine Vorabent-
scheidung über dreijährige Schuleingangsphase vor Schulbeginn!  

• Die jahrgangsübergreifende Schuleingangsphase ausdrücklich fördern und als 
Schulentwicklungsimpuls nutzen.  

• Kinder ohne Kitabesuch explizit in den Blick nehmen – Frühkindliche Bildung 
und Kitazugang gleichzeitig stärken.  

• Mehrsprachigkeit als Ressource im Konzept verankern – Qualifikation aller 
Fachkräfte in DaZ und mehrsprachiger Sprachbildung sicherstellen!  

• Verbindliche Kooperationsstrukturen Kita–Grundschule mit ausreichend Zeit 
und Personal ausstatten – Einen Teil der Mittel hierfür reservieren!  
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Dortmund, den 17.05.2026  
  
Christiane Mika,  
 
Vorsitzende  
Landesgruppe NRW 
Grundschulverband e. V.  
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